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DER BÜRGERMEISTER HAT DAS WORT 

Unsere Informationsschrift gibt mir immer wieder Gelegenheit zu Wort zu kommen. 
Diesmal möchte ich vorerst einmal den Initiatoren unserer „kleinen Zeitung" und 
allen Mitarbeitern herzlich danken, allen voran unserem ÖAAB-Obmann Ing. Simon 
Wallner und den Redakteuren Hans Kaiser und Hermann Lechner. Herzlichen Dank, 
wir sind sicher auf einem guten Weg. 
Was gibt es zu berichten? 
Unser Wirtschaftsbundobmann Hans Graf ist dabei, den Aufbau des Kinderspielplatzes 
zu organisieren. Wir wollen viele Freiwillige zur Mithilfe einladen, damit dieses Wer~ 
auch mit bescheidenen fi nanziell en Mitteln gut gelingen möge. Also auf zum gerne:/-· 
samen Wer k, es wird uns viel Freude bri ngen. "'­
Am 24. März 1977 ist die Jahreshauptversammlung des Verkehrsvereines Obertrum 
am See. Dies ist ein wichtiges Ereignis in unserer Gemeinde. Um am Ball zu bleiben, 
müssen wir den Aufbau im Gästeverkehr fortsetzen. Je mehr Gemeindebürger an 
diesem Aufbau mithelfen, desto mehr Erfolg werden wir haben. Der Vortrag über 
Blumenschmuck und Gartengestaltung wurde vom Salzburger Bildungswerk organi­
siert. Die Blumenfreunde werden immer zahlreicher. Es ist zu hoffen, daß sich unser 
Obertrum heuer wieder im schönsten Blumenschmuck präsentiert. Danke schon im 
voraus für die Mühe und die Mitarbeit. So sehen wir dem Sommer 1977 mit Zuver-

t ~ ~ sieht entgegen. 
Für diesesmal grüßt Euch Euer Bürgermeister! 

JUNGE ÖVP 
Eine der erfolgreichsten Veranstaltungen im Fasching führte die Junge öVP mit 
ihrem Faschingsbrief durch. 1 nsgesamt wurde diese traditionelle Veranstaltung, die 
heuer zum vierten Mal von der JVP durchgeführt wird, von 562 Zuschauern besucht. 
Den größten Beifall unter den begeisterten Zuschauern fanden der zweiteilige 
Faschingsbrief sowie der heuer erstmals durchgeführte „Roider Jackl". Ebenfalls 
vi1-I Erfolg hatten das „Alpenland-Duo" und Komiker „Toni Santner". 
D,,~ Ortsleitung dankt den Mitwirkenden Otto Reichl, Josef Reichl, Franz Rehrl, 
Ruman Kriechhammer, Konrad Pernerstätter und Johann Lechner für ihre Mühe 
und ihren Einsatz. 

Am 3. März wurde dann im Gasthaus „Zur Petermühle" die Vereinskegelmeisterschaft 
1977 ausgetragen. Bei den Damen siegte Greti Schnaitl vor Maria Angerer und Rosi 
Rehrl, bei den Herren blieb Johann Kriechhammer vor Franz Manglberger und Josef 
Radauer erfolgreich. Den Siegern wurden Pokale üq~rreicht. 

Am Sonntag, 20. März 1977, beginnt die Unterschrittenaktion der Jungen ÖVP 
gegen die Belastungswelle. Ziel der Aktion ist es, die Regierung Kreisky darauf auf­
merksam zu machen, daß ein Großteil der österreichischen Bevölkerung mit den ihr 
au ferlegte n Belastungen nicht mehr einverstanden ist. Die Aktion wird von sämt­
lichen Tei lorganisationen der ÖVP unterstützt. 
Die Junge ÖVP-Obertrum am See bittet um kräftige Mithilfe, damit diese Aktion 
bei uns in Obertrum erfolgreich abgeschlossen werden kann. 
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Am Freitag, 25. März 1977, findet der 3. Kegelvergleichskampf Junge ÖVP Ober­
trum am See - gegen Junge ÖVP-Anthering statt. Austragungsort: Kegelbahnen 
Preuner, Seekirchen. 
Anschließend findet die Siegerehrung im Gasthaus zur Ötz statt. 

BAUERNBUND-INFORMATIONSDIENST 
Erfolgreich 
Den Bemühungen der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs 
ist es gelungen, eine Preissenkung bei Pflanzenschutzmitteln zu erreichen, die ein Aus­
maß bei einzelnen Produkten bis zu 20 % ausmach.eo. Grundlage dieser Preissenkungen 
ist eine Entspannung auf dem Rohstoffsektor, die nun aufgrund intensiver Verhand­
lungen mit der zuständigen Industrie an die Landwirtschaft weitergegeben werden 
kann. Diese Preisreduzierungen wurden in der letzten Sitzung des Preisunterausschusses 
der Paritätischen Kommission vereinbart. 
Die Gesamtausgaben der österreichischen Land- und Forstwirtschaft für Pflanzenschutz­
mittel betragen rund 600 Mill. S pro Jahr. Die nunmehr vorgenommene Reduktion 
macht etwa 30 Mill.Saus, sodaß von einer durchschnittlichen Senkung von 5 % ge­
sprochen werden kann. 
Milchmarkt 
Das österreichische Milchmarktproblem gründlich zu überlegen, die Diskussion nicht 
einseitig zu führen und sich vor Schlagworten und Vorurteilen zu hüten - das wäre 
für Dr. Klaus Wejwoda, Obmann des Milchwirtschaftsfonds, die Strategie für die Ende 
März zu erwartende große Milchwirtschaftsenquete des Landwirtschaftsministers. 
Wejwoda kennt die Alternativen sehr gründlich und geht von der Grundproblematik 
aus, daß das Milchgeld den Produzenten garantierte Einnahmen bringt, der Preis 
und Absatz bei Vieh aber immer unsicher bleibt. Daraus könnte man den Schluß 
ziehen, sagte der Obmann, daß das milchwirtschaftliche Mengenproblem im Bereich 
der Viehmarktpolitik liege. Dr. Wejwoda diskutierte im Verband der Agrarjournalisten 
über die Lage der Milchwirtschaft und· hält eine Steigerung der Milchanlieferung von 1975 
auf 1976 um 3,3 % für „nicht alarmierend". Es bestünde kein Anlaß zu Hysterie und 
Nervosität, das Milchmarktproblem nun blitzartig lösen zu müssen. Die höhere An­
lieferung sei durch die abnorme Witterungssituation mit einem ungewöhnlich langen 
Weidegang, aber auch durch die ungünstige finanzielle Lage der Milchproduzenten 
entstanden: .,lrgendwoher muß sich ja der Bauer sein Einkommen holen!" 
Bundesminister HaidP.n sagte am 15. 2. 1977 nach dem Ministerrat zu einem AIZ­
Vertreter neuerlich, er trete für die Regionalisierung der Milchproduktion ein. 
Obmann Dr. Wejwoda kommentiert dazu, daß sich die Milchproduktion sowieso schon 
längst in die Berg- und Grünlandgebiete verlagert habe; in den Ackerbaugebieten würden 
nur mehr 7 % der gesamten Milchmenge produziert. Man müsse aber auch hier die Ein­
zelschicksale sehen, denn viele kleine Lieferanten der Ackerbauregion stünden auf die 
Milchproduktion an, um leben zu können. Würde man dieses Milchgeld ausschließlich 
den Bergbauern zuleiten wollen, so wären dies bloß S 52,-- pro Monat und Betrieb. 
Bei einer Staffelung der Stützungsbeträge wären vor allem die auf die Milchwirtschaft 
spezialisierten 3.900 Spitzenlieferanten betroffen. Man würde ihnen pro Betrieb und 
Jahr S 17.000,·· an Einnahmen wegnehmen. 
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Die Kontingentierung hingegen erweise sich als eine sehr bedenkliche Form der 

Begrenzung des bäuerlichen Milchgeldes und schließe viele Probleme und eine 
kostspielige Bürokratie ein. 
Gehe man darauf hinaus, die Anzahl der Kühe zu dezimieren, dann müsse man 

re!'.lionalpolitisch den Bauern neue Produktions· und Einkommensmöglichkeiten 
bieten. 

IDEOLOGIE DER PARTEIEN 

In der heutigen Zeit, in der der einzelne Staatsbürger mehr 
und mehr vom Staat abhängig wird und die Folgen einer 
schlechten Wirtschaftspolitik am eigenen Leib zu spüren 
bekommt, erscheint es uns notwendig, die ideologischen 
Unterschiede die zwischen den politischen Parteien bestehen, 
besser bekanntzumachen. Wir erlauben uns daher, das Salz­
burger Programm der Osterr. Volkspartei, welches am 15. a. o. 
Bundesparteitag am 30. 11 . 1972 in Salzburg beschlossen 
wurde, abschnittweise wiederzugeben, um so den einzelnen 
Staatsbürgef die ideologischen Grundsätze der OVP besser 
bekanntzumachen. 

1 Einleitung 
1. 1 Alle politischen Entscheidungen enthalten grundsätzliche Wert­

entscheidungen über die Zukunft der Gesellschaft. 

1. 2 In Weiterführu_ng der politischen Bewegung christlicher Demo­
kraten, die Träger großer geschichtlicher Leistungen sind, hat eich 
die OVP seit Ihrer Gründung Im Jahre 1945 zu den folgenden 
tragenden Prinzipien bekannt: 
Zum Personalismus als Garantie der Freiheit und Würde des 
Menschen und ols Ausdruck seiner ObemetOrllchen Bestimmung; 
zum Solidarismus als Altornatlve zum Individualismus und Kollek­
tivismus; 
zur Subsldlorllät als Schutz vor einem olln,llchtlgen Staot: zur ord· 
nenden, am Gemeinwohl orientierten yesellscheftspolltlschen Auf­
gebe doa Staates; zu einer umfassenden Sozlolreform• als Alter­
n_allve zum Klassenkampf: 
zu den auf dem allgemeinen und gleichen Wahlrecht beruhenden 
demokratischen Institutionen; zur geschichtlichen, politischen und 
kulturellen Eigenständigkeit Osterreichs. -

In den .Programmotischen Leitsätzen· des Jahres 1945 hat die OVP 
des weilgosteckte Ziel eines .freien, selbständigen und lebanaföhlgen 
Oslerrelch" .als echten Sozlelstaot ' entworfen. 1965 stell te das 
. Klagonfurter Manifest• erstmals dio Forderung nsch der BIidungsge­
seiischaft auf. So heben die Grul)dl'litze der OVP die gesellschaftliche 
Entwicklung geformt. 
1. 3 C:>le OVP will die Gesellschaft nach Ihren Grundsätzen gestalten. 

Sie Ist bereit, ihre Grundsätze stets zu überdenken und '11.eu zu 
entwickeln. Die stärkere Oynomlk auf sllen Gebieten des "Lebens, 
die wachsende Bedeutung der Wissonschaft für die Goaellschsft 
und die erneulo Hinwendung zu grundsätzlichen politischen Ziol­
voretel lungen und Prinzipien, aber such des neue Selbstvor­
stlindnle der Kirchen, wie e& vor allem im II. Vatlkonischen Konzll 
zum Ausdruck gekommen Ist , sowi.e die stärkere Einwirkung 
internationaler Vorgftnge und das Aufkommen neuer Sachprobleme 
haben eine n1Jue Sltustlon herbelgolührl , welcher dle9es Grund­
satzprogramm gerecht werden will. 

1. 4 Die Gedanken dieses Grundsatzprogrammes sind bindende Grund· 
lage unserer Entscheidungen. 

Im nächsten Informationsblatt lesen Sie: 

.. 2. Die Partei der fortschrittlichen Mitte• . 
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NEUES URLAUBSGESETZ 3. und letzter Teil 

Abiöseverbot 

Vereinbarungen zwischen Arbeit­
geber und Arbeitnehmer, die für .den 
Nichtverbrauch des Urlaubes Geld­
leistungen des Arbeitgebers vor­
sehen, sind rechtsunwirksam. Der­
artige Vereinbarungen widersprechen 
dem Sinn und Zweck des Urlaubs. 
Die Judikatur ist solchen Urlaubsab­
lösen schon bisher ablehnend gegen-. 
über gestanden. Nunmehr sind solche 
Vereinbarungen kraft ausdrücklicher 
gesetzlicher Anordnung als rechtsun­
wirksam, das heißt, als nichtig anzu­
sehen. Dies bedeutet, daß der Arbeit­
nehmer trotz Vereinbarung seinen 
Urlaub verlangen und verbrauchen 
und der Arbeitgeber das für Verzicht 
auf den Urlaubsverbrauch Geleistete 
zurückfordern kann. 

Urlaubsentschädigung und Urlaubs­
abflndung 

Besondere Regelungen bezüglich der 
Entschädigung für nicht verbrauchten 
Urlaub gelten bei Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses. Hiebei sind 
Vereinbarungen zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer über den Urlaubs­
verbrauch und damit indirekt über 
das Ausmaß der Urlaubsabgeltung 
nicht zu vermeiden und vom Gesetz 
geradezu vorausgesetzt. 
Das Instrument der Urlaubsentschä­
digung - also die Abgeltung des ge­
samten noch nicht verbrauchten 
Urlaubsanspruches -, das die Judi­
katur bei den Angestellten eingeführt 
hat, wurde im Gesetz verankert, je­
doch gegenüber der bisherigen Judi­
katur wesentlich abgeändert. 

Grundvoraussetzung für die ~rlaubs-
. entschädigung Ist, daß der Urlaubs­
anspruch eflt~tanden · ist. Dies ist so­
mit im ersten Arbeitsjahr nicht vor 
Ablauf von sechs Monaten der Fall. 
Eine Urlaubsentschädigung gebührt 

_ ,lUch, dann nicht, wenn das Dienst­
verhältnis - durch Zeitablauf, einver­
nehmliche . Lösung oder Kündigung 
seitens des Arbeitnehmers endet und 
zum Zeitpunkt der Beendigung des 
Dienstverhältnisse nicht mehr als die 
Hälfte des Urlaubsjahres verstrichen 
ist. 
E:ine Urlaubsentschädigung gebührt 
dem Arbeitnehmer In Höhe des noch 
ausstehenden Urlaubsentgeltes, wenn 
das Arbeitsverhältnis nach Entstehung' 
des Urlaubsanspruches, jedoch vor 
Verbrauch des Urlaubes endet, nun­
mehr in folgenden Fällen: 
- bei Entlassung ohne Verschulden 

des Arbeitnehmers, 
- bei begründetem vorzeitigem Aus­

tritt des Arbeitnehmers, 
- bei Kündigung durch den Arbeit­

geber, wenn die Kündigungsfrist 
weniger als drei Monate beträgt, 

- bei Kündigung durch den Arbeit­
geber, wenn die Kündigungsfrist 
mindestens drei Monate beträgt 
und der Urlaub während der Kün­
digungsfrist nicht 'verbraucht wer­
den konnte oder dem Arbeitneh­
mer der Urlaubsverbrauch wäh­
rend der Kündigungsfrist nicht zu­
mutbar war (dies bedeutet, daß 
in der Regel dann, WE!n!l l'.!ie Kün­
digungsfrist mind~~ ijri~ . drei 
Monate beträgt, eine•• Vrlaubsent­
schädlgung nicht gebührt). 
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- bei Beendigung des Dienstverhält­
nisses durch Zeitablauf, einver­
nehmlicher Lösung oder bei Kün­
digung durch den Arbeitnehmer, 
wenn zum Zeitpunkt der Beendi­
gung des Arbeitsverhältnisses be­
reits mehr als die Hälfte des lau­
fenden Urlaubsjahres verstrichen 
ist. 

Die Aufzählung jener Endigungsfälle, 
bei deren Vorliegen Anspruch auf 
Urlaubsentschändigung besteht, ist 
taxativ. Eine Urlaubsabfindung ge­
bührt immer dann, wenn das Arbeits­
verhältnis vor Verbrauch des Urlaubs 
geendet hat und kein Anspruch auf 
eine Urlaubsentschädigung besteht. 
Die Abfindung beträgt - wie derzeit 
nach dem Arbeiterurlaubsgesetz -
für jede Woche seit Beginn des 
Urlaubsjahres, in dem ein Urlaub 
nicht verbraucht wurde, 1/s2 des 
Urlaubsentgeltes. Die Abfindung ge­
bührt nur dann ni'cht, wenn der 
Arbeitnehmer ohne wichtigen Grund 
vorzeitig austritt. Sie gebührt jedoch 
dann, wenn der Arbeitnehmer aus 
seinem Verschulden entlassen wurde. 
Hat das Arbeitsverhältnis durch .Tod 
des Arbeitnehmers geendet, so ge­
bührt die Urlaubsentschädigung bzw. 
Urlaubsabfindung den Erben. 

Pfändungsschutz und Unabdingbarkeit 

Das Urlaubsentgelt die Urlaubsent­
schädigung und die Urlaubsabfin­
dung sind der Exekution entzogen, 1 
soweit sie nicht Unterhaltsansprüche 
betrifft. 
Die Rechte des Arbeitnehmers auf 
Urlaubsanspruch, Urlaubsentgelt usw. 
können durch Arbeitsvertrag, Be­
triebsvereinbarung oder Kollektivver­
trag, soweit in diesem Gesetz nicht 
anders bestimmt ist, weder aufge­
hoben noch beschränkt werden. 

Weitergelten von Regelungen 

Bestehende, für die Arbeitnehmer 
günstigere Regelungen in Kollektiv­
verträgen, Betriebsvereinbarungen, 
Arbeitsverträgen usw. werden nicht 
berührt. Kollektivverträge und Be­
triebsvereinbarungen, die vom Arbeits­
jahr abweichende Urlaubsjahre oder 
Regelungen über das Urlaubsent plt 
vorsehen, bleiben ebenfalls besteh _ 
sofern sie den neuen gesetzlichen 
Bestimmungen entsprechen. 

Pflegefreistellung - Geltungsbereich 

Die Bestimmungen über die Pflege­
freistellung gelten für alle Arbeit­
nehmer, deren Arbeitsverhältnis auf 
einem privatrechtlichen Vertrag be­
ruht. Diese Bestimmungen gelten 
insbesondere auch für die Bauarbei­
ter. Für Heimarbeiter ist eine Pflege­
freistellung nicht vorgesehen. 

Ausmaß der Pflegefreistellung 

Jeder Arbeitnehmer hat nach Antritt 
des Arbeitsverhältnisses zur notwen­
digen Pflege eines im gemeinsamen 
Haushalt lebenden, erkrankten, nahen 
Angehörigen Anspruch auf Fortzah­
lung des Entgelts bis zum Höchstaus­
maß seiner regelmäßigen wöcher 
liehen Arbeitszeit innerhalb eines 
Arbeitsjahres. 
Berechnungsgrundlage für den Ent­
geltfortzahlungsanspruch ist somit die 
regelmäßige (individuelle) wöchent­
liche ,,'.Arbeitszeit des einzelnen 
Arbeitnehmers. Dies wird bei Voll­
beschäftigten die 40-Stunden-Woche, 
bei Teilzeitbeschäftigten die verein­
barte, kürzere Wochenarbeit sein. 
Läßt sich die regelmäßige wöchent­
liche Arbeitszeit nicht ohne weiteres 
ermitteln, wird die durchschn.ittlic~e . 
Arbeitszeit für einen längeren, reprä­
sentativen Zeitraum ermittelt· werden 
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müssen. Durch diese Berechnungs-­
weise ist auch klargestellt, daß die 
Pflegefreistellung nicht nur tageweise, 
sondern je nach Bedarf auch für 
stundenweise Verhinderung in An­
spruch genommen werden kann. Bei 
wiederholter Dienstverhinderung in­
nerhalb eines Arbeitsjahres gebührt 
der Anspruch insgesamt solange, bis 

,~ das Höchstausmaß erschöpft ist. 
( 

Nachweis der Pflegefreistellung 

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, den 
Nachweis für die Notwendigkeit der 
Pflege eines erkrankten . nahen Ange­
hörigen zu erbringen. Die Beweis­
pflicht trifft daher den Arbeitnehmer. 
In welcher Form dieser Nachweis zu 
erbringen ist, sagt das Gesetz nicht, 
jedenfalls muß sowohl die Pflege­
bedürftigkeit als auch die Notwendig­
keit der Pflege nachgewiesen werden. 
„Notwendige Pflege" bedeutet, daß 
der Arbeitnehmer grundsätzlich alle 
zumutbaren Vorkehrungen treffen 
muß, um eine Arbeitsverhinderung 
wegen eines Pflegefalles zu vermei­
den. Insbesondere wird eine Pflege 

7' durch den Arbeitnehmer selbst nicht 
notwendig sein, wenn eine andere 
geeignete Person zur Pflege des 
nahen Angehörigen vorhanden ist. 
Eine mißbräuchliche Inanspruchnahme 
der Pflegefreistellung ist zweifellos 
ein Entlassungsgrund. 

Als nahe Angehörige sind der Ehe­
gatte und Personen anzusehen, die 
mit dem Arbeitnehmer in gerader 
Linie verwandt sind, ferner Wahl- und 
Pflegekinder sowie die Person, mit 
der der Arbeitnehmer in Lebensge­
meinschaft lebt. 
Zugleich werden das Journalisten­
gesetz, das Privatkraftwagenführer­
gesetz, das Hausbesorgergesetz, das 
Hausgehilfen- und Hausangestellten­
gesetz, das Angestelltengesetz sowie 
das Gutsangestelltengesetz entspre­
chend abgeändert und das Heim­
arbeitsgesetz, das Landarbeitsgesetz 
sowie das Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 
analog novelliert. 
Abgesehen vo·n der Neuregelung des 
Urlaubsentgeltbegriffes, der, wie be­
reits erwähnt; erst am 1. Jänner 1978 
in Kraft 1ritt, werden alle anderen 
Bestimmungen des neuen Urlaubs­
gesetzes am 1. Jänner 1977 in Kraft 
treten. 
tür Urladbsjahre,'die vor dem 1. Jän­
ner ... 1977 begonnen· haben und die 
in ~as Jahr 1977 hineinreichen, gilt 
folgende Übergangsregelung: , 
Für je zwei begonnene Monate, die 
in das Jahr 1977 fallen, •gebührt ein 
zusätzlicher Urlaubstag, sofern durch 
dieses Gesetz ein erhöhtes Urlaubs­
ausmaß gebührt. Das erhöhte 
Urlaubsausmaß von vier bzw. fünf 
Wochen gebührt demnach voll nur 
für jene Urlaubsjahre, die frühestens 
am 1. Jänner 1977 beginnen. 

Eigentümer, Herausgeber und Verleger: ÖVP-Landesparteileitung Salzburg. Für den Inhalt 
verantwortlich: Otto Reichl, 5162 Obertrum, Au 28. Druck: ÖVP-LPL, 5020, Faberstr. 2a 
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DIE LESERMEINUNG 

Es gefällt nicht, daß in Obertrum am See noch keine Hundesteuer eingeführt wurde. 
Es würde dies für den Gemeindeschuldenberg bestimmt eine kleine 
Unterstützung sein. 

Es gefällt außerdem nicht, daß Hundebesitzer beim „Gassimachen" ihrer Hunde keine 
Rücksicht auf Geh- oder Spazierwege nehmen. 

Es gefällt, daß in unserer Mitgliederzeitung Reportagen auch mit Fotografien abge­
druckt werden. 

U. M. 
(Der Name ist der Redaktion bekannt)(, 

Ein herzliches „Dankeschön" für den ersten Leserbrief sagt die Redaktion. 
Mitteilungen mündlich wie schriftlich richten Sie bitte an: Johann KAISER, 
Obertrum 315, Tel. 643 oder an Hermann LECHNER, Obertrum 448. 

SVZ-WE RBEAKTI ON 

Im letzten Heft wurde eine „SVZ­
Werbeaktion" angekündigt. Sie ist 
jetzt bereits in vollem Gange. Wenn 
einer unserer Mitarbeiter zu Ihnen 
kommt, um Sie als Abonnent zu 
gewinnen, so sollten Sie diese 
Zeitung auch bestellen. 
Es kommt regelmäßig ein gutes 
Informationsblatt ins Haus und 
zudem unterstützen Sie damit 
unsere Partei. überdies werden 
unter den neu Geworbenen 
2 G1 ,tis - Halbjahresabonnements 
verlost. Es besteht also durchaus 
die Möglichkeit, daß Sie die SVZ 
ein halbes Jahr kostenlos beziehen. 

WAS IST LOS IN OBERTRUM? 

Am Samstag, den 26. und Sonntag, den 27. März 197), ist beim „Ötzmann" 
s' EISSCHIESSEN. Die Wirtsleut laden ein. 

Hinweisen möchten wir auf den Gemeindebrief vom 7. d. M., betreffend die 
Altglasverwertung: Zur Zeit stehen am Parkplatz beim Minigolfplatz (später 
vor dem Armenhaus) vier Container. In diese Container sollen alte Flaschen 
oder sonstiges Hohlglas geworfen werden (nicht jedoch Flachglas, z.B. Fenster· 
glas). Es ist aber streng darauf zu achten, daß Weiß- und Buntglas getrennt wird. 

r 
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Neuesim 
Schilderwald 
Die am 1. Jänner 
1977 in Kraft tre-
,'r 1de 6. Novelle der 
Straßenverkehrsord­
nung bringt einige 
neue Verkehrszei­
chen und auch neue 
Vorschriften. Die 
wichtigsten finden 
Sie in diesem Artikel. 

Pflicht zur Hilfe 
Grundsätzlich ist der Zeuge 
eines Verkehrsunfalles zur 
Hilfeleistung verpflichtet. Ist 
er dazu nicht in der Lage, hat 
er unverzüglich für fremde 
Hilfe zu sorgen. Die Pflicht 
zur Hilfe gilt auch für „Perso·· 
nen, die am Ort eines Ver­
kehrsunfalles dessen Folgen 
wahrnehmen". Außer es ist 
('ensichtlich, daß ihre Hilfe­
~rstung oder die Besorgung 
fremder Hilfe nicht mehr 
erforderlich ist. 

Zufahren zum linken 
Fahrbahnrand 
Beim Zu- und Abfahren zum 
bzw. vom linken Fahrbahn­
rand dürfen andere Straßen­
benützer nicht gefährdet 
oder behindert werden. Bei 
starkem Verkehr, auf un­
übersichtlichen Straßenstel­
len, auf Vorrangstraßen im 
Ortsgebiet und in Schienen-

straßen ist Zufahren zum lin­
ken Fahrbahnrand, außer in 
Einbahnstraßen, verboten. 

Halten vorEinfahrten 
Wer vor einer Haus- oder 
Grundstückseinfahrt hält. 
muß entweder im Fahrzeug 
oder in „unmittelbarer und 
leicht erreichbarer Nähe" 
verbleiben. Wenn jemand 
die Ein· oder Ausfahrt benüt­
zen will, muß sie unverzüg­
lich freigemacht werden. Die 
Vorschrift. daß ein Abstand 
von 1,50 m zur Ein· oder Aus­
fahrt gehalten wer den muß. 
wurde fallengelassen. 

Vorsicht, Kinder! 

„Vermag der Lenker eines 
Fahrzeuges zu erkennen, 
daß Kinder die Fahrbahn ein­
zeln oder in Gruppen, sei es 
beaufsichtigt oder unbeauf­
sichtigt. überqueren. so hat 
er ihnen das unbehinderte 
und ungefährdete Überque­
ren der Fahrbahn zu ermög­
lichen." Wenn notwendig. 
muß er anhalten . 

Halten ur.d Parken 

In Einbahnstraßen darf jetzt 
auf beiden Seiten der Fahr­
bahn geparkt werden. •Nenn 
mindestens ein Fahrstreifen 
für den fließenden Verkehr 
frei bleibt. 

ENDE DER KURZPARKZONE 

Halteverbot gilt ab 1. Jänner 
u. a. auch auf Vorrangstra­
ßen außerhalb des Ortsge­
bietes bei starkem I\Jebel 
oder sonstiger Sichtbehin­
derung. außer auf Straßen­
teilen. die für das Abstellen 
von Fahrzeugen bestimmt 
sind . 

LKW und Anhänger (jeweils 
mit über 3.5 t Gesamtge­
wicht) dürfen während der 
Zeit des Wochenendfahrver­
botes und sonst zwischen 
22 Uhr und 6 Uhr im Ortsge­
biet nur geparkt werden . 
wenn der Abstand zu Wohn­
häusern oder einem Spital 
mindestens 25 m beträgt. 

Stehenlassen von 
Anhängern 
Fuhrwerke ohne Gespann. 
Anhänger ohne Zugmaschi­
ne. Container. Lademulden 
und dergleichen dürfen nur 
während des Be- oder Entla­
dens auf der Fahrbahn ste­
hengelassen werden. es sei 
denn. sie .können nach der 
Ladetätigkeit nicht sofort 
entfernt werden . das Entfer­
nen wäre „eine unbillige 

Wirtschaftserschwernis '·, 
oder es liegen andere wichti­
ge Gründe für das Stehen­
lassen vor. Die Deichsel un-



bespannter Fuhrwerke ist 
abzunehmen oder in eine 
Stellung zu bringen, daß nie­
mand gefährdet oder behin­
dert wird. 

Vorrang für 
Linienbusse 
Linienautobusse genießen 
ab 1. Jänner beim Abfahren 
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von gekennzeichneten Halte­
stellen Vorrang vor dem 
nachkommenden · Verkehr. 
Sobald der Lenker den Blin­
ker zur Abfahrt betätigt, ,.ha­
ben die Lenker nachkom­
mender Fahrzeuge die Fahr­
geschwindigkeit zu verrin­
gern und. falls erforderlich. 
anzuhalten'·. um dem Bus . 
die Abfahrt zu ermöglichen. 

DER SPRUCH DES MONATS 

* 
HALBIERE DIE ZEIT AM ESSTISCH UND VERDOPPLE SIE FÜR 
BEWEGUNG IN FRISCHER LUFT! 

Der Frühling steht vor der Tür. Es wird Zeit, den Winterspeck wieder abzu­
bauen. Denn Überernährung und Bewegungsarmut sind - so stellte ein deutscher 
Wissenschaftler fest - eine der häufigsten und gefährlichsten Erkrankungen 
unserer Zeit. Glücklich jene, die mit ihrem Gewicht zufrieden sein können. Wer 
aber übergewichtig ist, sollte ernstlich etwas dagegen tun, notfalls auch den Arzt 
zu Rate ziehen! Denn: .,Übergewichtige essen zwar länger, dafür leben sie kürzer". 

KEGELABEND ZUR VORENTSCHEIDUNG FÜR DAS POKALKEGE lf1',. 
IN WEIKERTSHAM · ; 

Die ÖAAB-Ortsgruppe Obertrum am See veranstaltete am Mittwoch, d,:m 9. März 
einen Kegelabend zur Vorentscheidung für das Preiskegeln in Weikertsham. Die zehn 
Auserwählten für das Preiskegeln sind: Huber Hermann, Fischer Wilhelm, Wenger 
Josef, Huber Albert, Wirthenstätter Josef, Leobacher Jpsef, Pötzelsberger Anton, 
Kriechhammer Roman, Gruber Eduard und Schweizer,Horst. 

Ersatz sind Wirthenstätter Franz und Junger Johann. 
Zu diesem Preiskegeln werden alle Mitglieder mit Frauen recht herzlich eingeladen. 
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Allzufrüh hat uns unser langjähr:iges Mitglied und Mit­
arbeiter, Gemeinderat und Obmann des Bauausschusses, 

verlassen. 

Herr Josef STROHBICHLER 
Bauer von Korndoppel, 

Er hatte sein Leben dem Allgemeinwohl gewidmet. 

Wir danken dafür und werden ihm stets ein ehrendes 
Gedenken bewahren. 

Otto REICHL 
Gemeindeparteiobmann 

VBgm.·Johann REICHL 
Bauernbundt>bmann 

Felix STRASSER 
Bürgermeister 



»Sie sind
herzlich

Verlagspostamt 5020 Salzburg 
Erscheinungsort Salzburg 

Nr. 599 

März 1977 

An einen Haushalt · P.b.b. 

,,_,,,_ ___ eingeladen« 

.. 

zur BAUERNBUND-MITGLIEDERVERSAMMLUNG 
mit dem designierten Landesrat, Bezirksparteiobmann, Landtagsklubob­
mann, Direktor Dipl. Ing.An t o n  BON IM AI E R, 

am MITTWOCH, dem 23. März 1977, um 19,30 Uhr, im Gasthof 
.,Neumayr", in Obertrum am See. 

Es werden alle Mitglieder zu dieser Versammlung sehr herzlich einge­
laden! 

j 

1 ' 




